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Amtliche Bekanntmachungen

Aufhebungsverordnung vom 05.09.2024 zur Aufhebung der Ordnungsbehordlichen
Verordnung der Stadt Grevenbroich liber die Kastrations- und Kennzeichnungspflicht
von freilaufenden Katzen vom 22.05.2017

Aufgrund des § 34 Abs. 1 des Gesetzes Uber Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehdrden
(Ordnungsbehérdengesetz — OBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 1980
(GV. NRW 8S. 528), zuletzt gedndert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 30. Juni 2020 (GV.
NRW. S. 456, wird durch Beschluss des Rates der Stadt Grevenbroich in seiner Sitzung am
05.09.2024 folgende

Aufhebungsverordnung beschlossen:
§ 1 Aufhebung

Die Verordnung der Stadt Grevenbroich Uber die Kastrations- und Kennzeichnungspflicht von
freilaufenden Katzen vom 22.05.2017 wird aufgehoben.

§ 2 Inkrafttreten

Die Aufhebungsverordnung tritt eine Woche nach dem Tag ihrer Verkiindung in Kraft.

Grevenbroich, den 30.09.2024

Klaus Kriutzen

Burgermeister

Auf Grund des §27 Ordnungsbehérdengesetz NRW wird von der Stadt Grevenbroich, als
ortlicher Ordnungsbehérde, gemal dem Beschluss des Rates der Stadt Grevenbroich vom
05.09.2024 fur das Gebiet der Stadt Grevenbroich folgende ordnungsbehdrdliche Verordnung
erlassen:

Aufhebungsverordnung vom 30.09.2024 zur Aufhebung der Ordnungsbehordlichen

Verordnung der Stadt Grevenbroich iiber die Kastrations- und Kennzeichnungspflicht
von freilaufenden Katzen vom 22.05.2017.

Die vorstehende ordnungsbehordliche Verordnung wird hiermit verkindet.

Grevenbroich, den 30.09.2024 Klaus Kritzen
Blrgermeister



Offentliche Bekanntmachung

iber das Einwilligungs- und Widerspruchsrecht gegen die Ubermittlung von Daten aus
dem Melderegister der Stadt Grevenbroich nach dem Bundesmeldegesetz (BMG)

Jeder Einwohner hat gegenuber der Meldebehérde - nach MalRgabe des
Bundesmeldegesetzes (BMG) — die Mdglichkeit, bestimmten Datenubermittiungen zu
widersprechen bzw. diese per ausdricklicher Einwilligung erst zu erméglichen.

Bereits bestehende Ubermittlungssperren brauchen nicht neu erklart werden, sie gelten bis
auf Widerruf.

Seit dem 01. November 2015 gibt es nachfolgende Ubermittlungssperren, die auf Antrag im
Melderegister eingetragen werden kénnen. Eine Begriindung bedarf es dazu, wie bisher, nicht.

I. Widerspruch gegen die Ubermittlung von Daten an das Bundesamt fiir das
Personalmanagement der Bundeswehr

Dieses Widerspruchsrecht gilt nur fir Personen mit deutscher Staatsangehorigkeit, die das 18.
Lebensjahr noch nicht vollendet haben.

Nach § 58b des Soldatengesetzes kdnnen sich Frauen und Manner, die Deutsche im Sinne
des Grundgesetzes sind, verpflichten, freiwilligen Wehrdienst zu leisten, sofern sie hierflir
tauglich sind. Zum Zweck der Ubersendung von Informationsmaterial Gbermittelt die
Meldebehdrde dem Bundesamt flir das Personalmanagement der Bundeswehr aufgrund § 58c
Absatz 1 des Soldatengesetzes jahrlich bis zum 31. Marz folgende Daten zu Personen mit
deutscher Staatsangehorigkeit, die im nachsten Jahr volljahrig werden:

1. Familienname,
2. Vornamen und
3. gegenwartige Anschrift.

Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht Ubermittelt. Die Dateniibermittiung
unterbleibt, wenn die Betroffene/der Betroffene der Dateniibermittlung nach § 36 Abs. 2
Satz 1 BMG widersprochen hat.

Il. Widerspruch gegen die Ubermittlung von Daten an eine offentliche
Religionsgesellschaft, der nicht die meldepflichtige Person angehort, sondern
Familienangehorige der meldepflichtigen Person angehdren.

Haben Mitglieder einer offentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft Familienangehdrige, die
nicht derselben oder keiner &ffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft angehéren, darf die
Meldebehdrde gemal § 42 Absatz 2 BMG von diesen Familienangehdrigen folgende Daten
Ubermitteln:

1. Vor- und Familiennamen,

2. Geburtsdatum und Geburtsort,

3. Geschlecht,

4. Zugehdrigkeit zu einer offentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft,
5. derzeitige Anschriften,

6. Auskunftssperren nach § 51 BMG sowie

7. Sterbedatum.

Der Widerspruch gegen die Dateniibermittiung verhindert nicht die Ubermittlung von Daten fir
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Zwecke des  Steuererhebungsrechts an die jeweilige  Offentlich-rechtliche
Religionsgesellschaft. Diese Zweckbindung wird dem Empfanger bei der Ubermittlung
mitgeteilt.

Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht iibermittelt. Die Dateniibermittiung
unterbleibt, wenn die Betroffene/der Betroffene der Dateniibermittlung nach § 42 Abs. 3
Satz 2 i.V.m. § 42 Abs. 2 BMG widersprochen hat.

lll. Widerspruch gegen die Ubermittlung von Daten an Parteien, Wihlervereinigungen
u.a. bei Wahlen und Abstimmungen

Die Meldebehdrde darf gemall § 50 Absatz 1 BMG Parteien, Wahlergruppen und anderen
Tragern von Wahlvorschlagen im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen auf
staatlicher und kommunaler Ebene in den sechs der Wahl oder Abstimmung vorangehenden
Monaten Auskunft aus dem Melderegister Uber die in § 44 Absatz 1 Satz 1 BMG bezeichneten
Daten von Gruppen von Wahlberechtigten erteilen, soweit fur deren Zusammensetzung das
Lebensalter bestimmend ist.

Die Geburtsdaten der Wahlberechtigten durfen dabei nicht mitgeteilt werden. Die Person oder
Stelle, der die Daten Ubermittelt werden, darf diese nur fir die Werbung bei einer Wahl oder
Abstimmung verwenden und hat sie spatestens einen Monat nach der Wahl oder Abstimmung
zu I6schen oder zu vernichten.

Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht Ubermittelt. Die Dateniibermittiung
unterbleibt, wenn die Betroffene/der Betroffene der Dateniibermittlung nach § 50 Abs. 1
BMG widersprochen hat.

IV.Widerspruch gegen die Ubermittlung von Daten aus Anlass von Alter- und
Ehejubilaen an Mandatstrager, Presse oder Rundfunk

Verlangen Mandatstrager, Presse oder Rundfunk Auskunft aus dem Melderegister Uber Alters-
oder Ehejubilden von Einwohnern, darf die Meldebehérde nach § 50 Absatz 2 BMG Auskunft
erteilen Gber

1. Familienname,

2. Vornamen,

3. Doktorgrad,

4. Anschrift sowie

5. Datum und Art des Jubilaums.

Altersjubilden sind der 70. Geburtstag, jeder finfte weitere Geburtstag und ab dem 100.
Geburtstag jeder folgende Geburtstag; Ehejubildaen sind das 50. und jedes folgende
Ehejubildaum.

Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht ilibermittelt. Die Dateniibermittiung
unterbleibt, wenn die Betroffene/der Betroffene der Dateniibermittiung nach § 50 Abs. 5
i.V.m. § 50 Abs. 2 BMG widersprochen hat.

V. Widerspruch gegen die Ubermittlung von Daten an Adressbuchverlage

Die Meldebehoérde darf gemaf § 50 Absatz 3 BMG Adressbuchverlagen zu allen Einwohnern,
die das 18. Lebensjahr vollendet haben, Auskunft erteilen tUber

1. Familienname,
2. Vornamen,
3. Doktorgrad und



4. derzeitige Anschriften.

Die Ubermittelten Daten dirfen nur fir die Herausgabe von Adressbiichern
(Adressenverzeichnisse in Buchform) verwendet werden.

Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht libermittelt. Die Dateniibermittiung
unterbleibt, wenn die Betroffene/der Betroffene der Dateniibermittlung nach § 50 Abs. 3
BMG widersprochen hat.

Wiederspriiche gegen die Punkte I. — V. konnen schriftlich oder miindlich, nicht jedoch
telefonisch, bei der

Stadt Grevenbroich
- Bilirgerbiiro -
Am Markt 3
41515 Grevenbroich

eingelegt werden.

VIL.Einwilligung zur Weitergabe von Daten zum Zwecke der Werbung und des
Adresshandels

Einfache Melderegisterauskiinfte zum Zwecke der Werbung und des Adresshandels darf die
Meldebehdrde gemal § 44 Abs. 3 Satz 2 BMG nur dann erteilen, wenn hierflir generell eine
Einwilligung erteilt wurde.

Der Einwilligungsvorbehalt bedeutet, dass ohne die Zustimmung der betroffenen Person die
Daten nicht zum Zwecke der Werbung und Adresshandels an anfragende Stellen
herausgegeben werden. Betroffene Personen missen also nur tatig werden, wenn sie
ausdrucklich ihre Zustimmung zur. 0.g. Datenweitergabe erteilen wollen.

Die Einwilligung kann schriftlich oder mindlich, nicht jedoch telefonisch, bei der

Stadt Grevenbroich
- Blirgerbiiro -
Am Markt 3
41515 Grevenbroich

erteilt werden. Ohne Einwilligung werden die Daten nicht Ubermittelt. Die Einwilligung gilt bis
zum Widerruf.

Grevenbroich, den 17.10.2024

Klaus Kratzen
Blrgermeister



Impressum

Die ,,Rathauszeitung“ erschien im Erft-Kurier — Lokal Anzeiger fiir Grevenbroich - als
amtliches Mitteilungsblatt der Stadt Grevenbroich.
Verteilung: Kostenlos mit dem Erft-Kurier
V.i.S.d.P.: Stadt Grevenbroich, Der Biirgermeister
Redaktion: Ira Leifgen
Tel.: 0218 1/608-256
Fax: 02181/608-8256
Ira.Leifgen@grevenbroich.de
Altes Rathaus, Am Markt 1
41515 Grevenbroich


mailto:Ira.Leifgen@grevenbroich.de

	Nr. 25                        Stadt Grevenbroich                        26.10.2024
	Die „Rathauszeitung“ erschien im Erft-Kurier – Lokal Anzeiger für Grevenbroich – als amtliches Mitteilungsblatt der Stadt Grevenbroich.
	Verteilung: Kostenlos mit dem Erft-Kurier
	V.i.S.d.P.: Stadt Grevenbroich, Der Bürgermeister
	Redaktion: Ira Leifgen
	Tel.: 0218 1/608-256
	Fax: 02181/608-8256
	Ira.Leifgen@grevenbroich.de
	Altes Rathaus, Am Markt 1
	41515 Grevenbroich

